




 



  

 
Zusammenhänge 
Umfahrung Pfäffikon/Steinfabrik-Areal 

      Zitate  und Fakten 

 
Voll erschlossenes Steinfabrik-Areal? 
 
Für voll erschlossenes Bauland können bei Bauverzögerungen Schadener-

satzforderungen gestellt werden.  

Das Steinfabrik-Areal ist seit seiner Umzonung 1993 aber noch immer nicht 
voll erschlossen und deshalb auch nicht baureif für eine Grossüberbauung. 

Darum konnte bisher im Zusammenhang mit der Umzonungsinitiative  kei-
ne „Entschädigung für entgangene Erträge“ verlangt werden. 

 

 
Gewinner des Wettbewerbs 1994 für die Überbauung gemäss geltender Hafenzone 

 

Strassenvariante „Supermini“ 
 

Kaum zu glauben, aber sogar abgesegnet vom Regierungsrat des Kt.SZ: 

Gemäss Erschliessungsplan 2005 wäre das Steinfabrikareal bereits mit der 
Verlegung der bestehenden Fussgänger-Unterführung in eine zusätzliche 

Röhre und einer Trottoirverlängerung Schloss-Steinfabrikareal voll er-
schlossen – für eine Überbauung mit Hunderten von  neuen Bewohnern 

und Arbeitenden!  
 

Strassenvariante „Elefant“ 

 
Bei einem JA zur Umfahrung Pfäffikon würde das Unterdorf hingegen mit 

einer neuen Unterführung und einem gigantischen Kreisel neu erschlossen.  
Beide Kunstbauten kämen im Gebiet der Hauptkanalisation Pfäffikon/ 

Freienbach unter den Grundwasserspiegel zu liegen. Eine teure Sache für 

private Bauherrschaften.  
Die Westspange der Umfahrung Pfäffikon würde darum bedeuten: Kanton 

und Gemeinde wirken mit vielen Steuergeld-Millionen als Sponsoren für 
privates Bauen auf dem Steinfabrikareal. 



Blick hinter die Kulissen 

 
 

 
Am 16. Mai 2008 wurde eine Erschliessungs-Vereinbarung* mehrerer privater Grundbesitzer getroffen, die von grossem 

öffentlichem Interesse ist. Sie unterzeichneten unter anderem Folgendes: 
 

 
„Die heutige Unterdorfstrasse sowie die Bahnhofstrasse“ reiche „vollumfänglich als provisorische Erschliessung des 
Verwobereichs (…) wie auch des Unterdorfes inkl. Steinfabrik-Areal.“ Drei der Vertragsunterzeichner würden „sofort 
auch noch die schriftlichen Zustimmungen des Gemeinderates Freienbach und des kantonalen Baudepartements (kt. 
Tiefbauamt) zu diesen so akzeptierten gleichen provisorischen (Grob-) Erschliessungen (…)“ einholen. 
Und: 
„Für den Fall“, dass „die Umfahrungsstrasse mit Spange West“ nicht zustande komme, verpflichteten sich zwei der Unterzeich-
ner, „sofort und ohne Verzögerung die Projektplanung der Groberschliessungsanlagen der Spange West und der Er-
schliessung Unterdorf (…) in Auftrag zu geben und auch diese Kosten (…) zu bevorschussen“. Dies gelte jedoch nur, „wenn 
die Umzonungsfrage rechtskräftig vom Tisch“ sei.* 

 

 

 
Falls die Umfahrung keine Gnade vor dem Volk finden sollte, wollen 

private Bauherrschaften also schnellstmöglich eine bisher verschwie-

gene, andere „Spange West“ erzwingen. Quer durch das Land des 
Klosters Einsiedeln nördlich des Schulhauses Brüel. Passend zur 

Variante „Supermini“ (siehe Foto oben und Beschreibung Seite 1). 
Die Kostenbevorschussung heisst nichts anderes, als dass auch diese 

Kosten von der Öffentlichkeit später mindestens zu einem Teil über-

nommen werden müssten. 
 

Und als Schlagrahm obendrauf: generelle Einspracheverzichte zur 
gesamten Steinfabrik-Überbauung und Umfahrung:   

 

 
Die Vertragsparteien „verzichten auf Einsprachen gegen Ge-
staltungspläne und Baugesuche betreffend (…) dem Areal 
Steinfabrik und anerkennen die hinreichende Erschliessung 
des Unterdorfes inklusive der Neuüberbauung Areal Stein-
fabrik.“* 
Und: 
Die Vertragsparteien „verzichten auf Einsprachen gegen die 
Baugesuche resp. Projekte sowohl der Umfahrungsstrasse 
Pfäffikon mit Spange West und mit Erschliessung Unterdorf wie 
auch eines Groberschliessungs-Strassenprojekts Spange 
West mit SBB- Fussgängerunterführung Unterdorfstrasse 
und mit Trottoir Unterdorfstrasse (Schloss-Steinfabrikareal), soweit 
diese jeweiligen Unterdorf-Erschliessungen (…) erfolgen.“* 

 
Ob diese Einsprache-Verzichtserklärungen (z.B. von Seiten der SBB)  recht-
lich überhaupt haltbar sind, ist mehr als fraglich. 
 



 

 

 
 
 
 

  
 
 
 



Zitate aus den Zweckmässigkeitsberichten 
im Tiefbauamt des Kantons Schwyz 
 

Im Masterplan Höfe wird auf Zweckmässigkeitsberich-
te verwiesen, die auch zur Umfahrung Pfäffikon wichtige 

Aussagen machen. Wir wollten wissen, was dort drin steht.  
Erst nach monatelanger Weigerung gestattete uns Kan-

tonsingenieur Dr. Franz Gallati, diese Berichte einzusehen. 

Es wurde uns ausdrücklich verboten, Kopien oder Foto-
grafien zu erstellen. So machten wir während mehreren 

Tagen im Dezember 2007 Abschriften dieser – aus 
Steuergeldern finanzierten – Berichte. ** 

Die Öffentlichkeit wurde bisher von behördlicher Seite da-

rüber nicht korrekt informiert: 

 
Mehrbelastung auf den Strassen  
als Folge der Umfahrung Pfäffikon  
 
„Insbesondere die Umfahrung Pfäffikon schafft erst die Vor-
aussetzungen für die geplante Verdichtung des Zentrumsge-
bietes.“ ** 
 
 „Die Zahl der Fahrzeugkilometer, welche auf aus- und über-
lasteten Strecken zurückgelegt werden, ist (…) 2020 beina-
he doppelt so hoch wie heute – und das trotz der 2020 be-
reits realisierten Massnahmen.“ **  
Mit den „bereits realisierten Massnahmen“ sind insbesondere 
die Umfahrung Pfäffikon und die Verlegung des Autobahn-An-
schlusses Wollerau gemeint, die im Masterplan Höfe erste Prio-
rität geniessen. 
 
„Vor allem die überlasteten Strecken nehmen überproportio- 
nal zu, nämlich um über 700%.  
Diese unerfreuliche Entwicklung ist auf die überdurch-
schnittliche Siedlungsentwicklung und die damit verbunde-
ne Mobilitätsnachfrage zurückzuführen.“ ** 
Der Zweckmässigkeitsbericht stammt aus dem Jahre 2005. Seit 
damals wissen also die verantwortlichen Behörden und Planer, 
dass mit der Masterplanung eine „unerfreuliche Entwicklung“ 
ausgelöst wird: gewaltige Mehrbelastung des gesamten Gemein-
destrassen-Netzes aufgrund des beabsichtigten weiteren Bau-
booms. 

 
 
Im Gemeindemagazin Freienbach steht jedoch: 
 
„Mit der Umfahrungsstrasse Pfäffikon soll ein klares Ziel erreicht 
werden: Von den 21 000 Autos, die heute täglich die Churer-
strasse befahren und das Zentrum massiv belasten, sollen min-
destens 13 000 auf die Umfahrungsstrasse verlagert werden. Die 
markante Entlastung der Churerstrasse macht den Weg 
frei für das städtebauliche Konzept – die Neugestaltung und 
Aufwertung des Pfäffiker Ortskerns.“ (Ausgabe 1, Nov.2007) 
Dass das „städtebauliche Konzept“ in erster Linie eine Verdop-
pelung der Ausnützungsziffer ermöglichen soll – und damit 
enormen hausgemachten Zusatzverkehr in der Churerstrasse 
verursachen würde – bleibt hingegen verschwiegen. 
 
Dafür gibt’s noch massives Eigenlob im Heft 2: 
„Das Magazin „Freienbach“ kommt an. Die Reaktionen auf die 
erste Ausgabe waren sehr erfreulich. 98 Prozent der Reaktio-
nen fielen positiv aus – die Leserinnen und Leser finden den 
Inhalt gut bis sehr gut.“ (Ausgabe 2, April 2008) 
Dass das Bürgerforum beim Gemeinderat Freienbach eine mehr-
seitige, begründete Kritik zu diesem PR-Papier eingereicht hat und 
vergeblich um deren Veröffentlichung in der nächsten Ausgabe 
ersucht hatte, blieb unerwähnt: nachzulesen ist unsere Analyse 
unter www.buergerforum-freienbach.ch. 
 



Zitate aus dem Rechtsgutachten*** 
(… das 2007 für 100 900 Franken Steuergeld in Auftrag gegeben, aber  
vom Gemeinderat Freienbach mit seinem Beschluss vom 5.6.2008 zur  
Dreiviertelsüberbauung des Steinfabrik-Areals grob missachtet wurde)  

 
 
 
„Es muss (…) auf die allgemeinen Rechtsgrundsätze, welche das Bundesgericht in seiner Praxis entwickelt hat, zurückgegriffen werden. 
Danach hat sich die Behörde an den Gegenstand der Initiative zu halten; diese gibt ihr den Weg vor, von dem sie sich 
nicht entfernen darf, weder in Bezug auf den Sinn noch in Bezug auf den Umfang der Initiative. Der Gesetzgeber han-
delt nicht in voller Freiheit, sondern in Vollzug eines ihm vom Volk und von den Unterzeichnern der Initiative übertra-
genen Mandats.(...) Ist die Zulässigkeit der Initiative einmal anerkannt, ist der Gesetzgeber dazu verpflichtet, Normen 
auszuarbeiten und zu verabschieden, die den in der Initiative zum Ausdruck gebrachten Vorstellungen entsprechen. 
Insofern ist der behördliche Handlungs- und Beurteilungsspielraum bei der Konkretisierung der Initiative beschränkt. 
(BGE 115 la 154 f. und 121 l 361, je mit Hinweisen(...)" 
„Der Initiativtext ist nach den anerkannten Interpretationsgrundsätzen auszulegen. Grundsätzlich ist vom Wortlaut der Initiative aus-
zugehen (…); massgeblich ist, wie der Initiativtext von den Stimmberechtigten und den späteren Adressaten des vorgeschlagenen 
Erlasses vernünftigerweise verstanden werden muss.(…) Es ist von verschiedenen Auslegungsmöglichkeiten jene zu wählen, welche 
einerseits dem Sinn und Zweck der Initiative am besten entspricht und zu einem vernünftigen Ergebnis führt und welche anderseits im 
Sinne der verfassungskonformen Auslegung mit dem übergeordneten Recht von Bund und Kanton vereinbar erscheint (BGE 129 l 395 
mit Hinweisen; ferner BGE 121 l 362 mit Hinweisen; siehe auch Hangartner / Kley, a.a.O., Rz. 2124 – 2127).“ 
 
Parzellenweise Zuordnung, 4.3.2.1, S.9 
„Nach dem Willen der Initianten soll die Umzonung in bezug auf „das heute zur Hafenzone HZ gehörende Gebiet des ehemaligen 
Steinfabrikareals in Pfäffikon“ erfolgen.(…) Aufgrund der obigen Umschreibung muss in erster Linie die Parzelle KTN 581 im Halte von 
56'644 m2 (…) gemeint sein, (…)Für eine sinnvolle Abrundung des Umzonungsareals ist sodann das Grundstück KTN 3236 im Halte 
von 758 m2 (…) „mitzunehmen“. (…)“ 
 
Auslegung der Initiative, 4.3.2.2. S. 10,11 
„Gemäss der Initiative von Irene Herzog-Feusi ist das soeben umrissene Areal einer neu zu schaffenden „Zone für öffentliche Parkanla-
gen“ zuzuweisen (vorne Ziff. 1.1). Zu deuten ist dabei ausschliesslich, was unter einer „Zone für öffentliche Parkanlagen“ zu verstehen 
ist. (…)“ 
„Was die „Leitplanken“ anbelangt, welche sich aus der Initiative herausfiltern lassen, ergibt sich Folgendes: Im Gegensatz zur 
bestehenden Hafenzone HZ, welche „eine ausgewogene Durchmischung von Bauten mit Wohnungen, Gewerbebetrieben und, 
sofern der Bedarf vorhanden ist, Gaststätten, Läden und öffentlichen Bauten“ bezweckt (…) soll eine Zone mit erheblichem 
„Grün“-Anteil geschaffen werden, die als Ganzes der Naherholung der Bevölkerung dient. (…)“ 
 
Stimmrechtliche Aspekte, 4.2, S.6/7,8, Vorgaben formeller Art: 
„Einen Gegenvorschlag darf der Gemeinderat (…) im Stadium der Ausarbeitung der (formulierten) Vorlage nicht mehr 
unterbreiten (ebenso wenig dürfen übrigens an der Gemeindeversammlung zu Nutzungsplänen und -vorschriften Abänderungsan-
träge gestellt werden (§27 Abs. 2PBG)“ 
„Die in der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV; SR.101) verankerte Garantie der 
politischen Rechte schützt die freie Willensbildung und die unverfälschte Stimmabgabe (Art. 34). Danach müssen nach der Praxis des 
Bundesgerichts Abstimmungs- und Wahlverfahren so ausgestaltet sein, dass die freie und unbeeinflusste Äusserung des Wählerwillens 
gewährleistet ist.(…) Eine unerlaubte Beeinflussung stellt es dar, wenn die Behörde ihre Pflicht zu objektiver Information 
verletzt und über den Zweck und die Tragweite der Vorlage falsch orientiert oder wenn sie in unzulässiger Weise in 
den Abstimmungskampf eingreift und dabei gesetzliche Vorschriften verletzt oder sich in anderer Weise verwerflicher 
Mittel bedient.(…)(siehe zum Ganzen: BGE 130 l 294 f. mit zahlreichen Hinweisen; ferner Verwaltungsgericht in: Entscheide der 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden des Kantons Schwyz (EVGE-SZ) 2003, S. 103 (7.1).“ 
 
„An diese verfahrensmässigen Rahmenbedingungen wird sich der Gemeinderat Freienbach zu halten haben. Er wird dabei gut beraten 
sein, dem Gebot der Objektivität hier besondere Bedeutung beizumessen, da über die Initiative – wie etwa die Leserbriefe 
und Medienberichte vor der Abstimmung vom 26. November 2006 zeigen – in einem emotional aufgeladenen Umfeld entschieden 
wird.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quellen: 
*     Vertrag vom 16.5.2008 (im Auflageverfahren zur Zentrumsüber-       
      bauung Bahnhofstrasse vom 18.7.-7.8.2008 öffentlich aufgelegt)      
**   Zweckmässigkeitsbericht 13.1.2005/23.2.2005,  S. 24       3. Herbstforum 08, 19. November 2008    
      „Ausbau Anschluss Halten N3“, Rapp Trans AG, Zürich      Trägerverein Bürgerforum Gemeinde Freienbach, 
***  Rechtsgutachten  26.4./22.10.2007       Präsidentin Irene Herzog-Feusi, Etzelstr. 54, 8808 Pfäffikon 
      Prof. Dr. iur. Thomas Pfisterer, lic. Iur.Rudolf Weber, Baden      Tel./Fax 055 410 41 93, www. buergerforum-freienbach.ch 
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 Visualisierung zum ‚städtebaulichen Konzept‘  
– Solitärbauten südlich der ‚Spange West‘ 
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 Auszüge aus dem ‚städtebaulichen Konzept‘ 


